
1Ausgegeben: 21.7.2023

Gesetz zur Änderung des Landes- 
Behindertengleichstellungsgesetzes

und anderer Gesetze

Der Landtag hat am 19. Juli 2023 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Landes-Behindertengleichstellungsgesetzes

Das Landes-Behindertengleichstellungsgesetz vom 17. De-
zember 2014 (GBl. S. 819), das durch Gesetz vom 18. De-
zember 2018 (GBl. S. 1560) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:

 „§ 6a
  Menschen mit Behinderungen in Begleitung 
 zertifizierter Assistenzhunde

  (1) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 dürfen Men-
schen mit Behinderungen in Begleitung ihres Assis-
tenzhundes im Sinne von § 12e Absatz 3 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes (BGG) den Zutritt zu 
ihren typischerweise für den allgemeinen Publikums- 
und Benutzungsverkehr zugänglichen Anlagen und 
Einrichtungen nicht wegen der Begleitung durch ihren 
Assistenzhund verweigern. Dies gilt nicht, sofern der 
Zutritt mit Assistenzhund eine unverhältnis mäßige 
Belastung für die öffentliche Stelle im Sinne von  
§ 2 darstellen würde. Weitergehende Rechte von Men-
schen mit Behinderungen bleiben unberührt.

  (2) Eine nach Absatz 1 unberechtigte Verweigerung 
durch öffentliche Stellen im Sinne von § 2 gilt als Be-
nachteiligung im Sinne von § 6 Absatz 1.

  (3) Menschen mit Behinderungen, die ihre Rechte 
nach Absatz 1 wahrnehmen, haben ihren Assistenz-
hund nach Maßgabe des § 26 Absatz 2 und 3 der  
Assistenzhundeverordnung mit einem Abzeichen als 
solchen zu kennzeichnen.“

2. § 10 wird wie folgt gefasst:

 „§ 10
 Barrierefreie mediale Angebote

  (1) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 gestalten ihre 
Internet- und Intranetseiten (Webseiten), ihre mobilen 
Anwendungen sowie die von ihnen zur Verfügung ge-
stellten grafischen Programmoberflächen, die mit Mit-
teln der Informationstechnik dargestellt werden (me-
diale Angebote) barrierefrei, sodass sie von Menschen 
mit Behinderungen grundsätzlich uneingeschränkt ge-
nutzt werden können. Dies erfordert, dass sie zugäng-
lich, wahrnehmbar, bedienbar, verständlich und robust 
sind. Die Anforderungen zur barrierefreien Gestaltung 
bestimmen sich nach Maßgabe der § 3 Absatz 1 bis 4 
und § 4 der Barrierefreie-Informationstechnik-Verord-
nung vom 12. September 2011 (BGBl. I S. 1843), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Mai 
2019 (BGBl. I S. 738) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung.

  (2) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 können im 
Einzelfall von einer Gestaltung nach Absatz 1 nur 
dann absehen, soweit diese zu einer unverhältnismäßi-
gen Belastung führen würde. Für das Vorliegen einer 
unverhältnismäßigen Belastung im Einzelfall sind ins-
besondere zu berücksichtigen 

 1.  die Größe, die Ressourcen und die Art der betref-
fenden öffentlichen Stelle,

 2.  die geschätzten Kosten und Vorteile für die be-
treffende öffentliche Stelle im Verhältnis zu den 
geschätzten Vorteilen für Menschen mit Behinde-
rungen, wobei die Nutzungshäufigkeit und die Nut-
zungsdauer der betreffenden Webseite beziehungs-
weise der betreffenden mobilen Anwendung zu be-
rücksichtigen sind.

  Mangelnde Aufgabenpriorität, Zeit oder Kenntnis von 
den in Absatz 1 genannten Anforderungen begründen 
keine unverhältnismäßige Belastung nach Satz 1. Die 
Gestaltung nach Absatz 1 ist schnellstmöglich nach-
zuholen.

  (3) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 stellen eine 
Erklärung zur Barrierefreiheit ihrer Webseiten und 
mobilen Anwendungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 
bereit. Die Erklärung zur Barrierefreiheit enthält ins-
besondere
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  (5) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 sind ver-
pflichtet, die Überwachungsstelle bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. Dies umfasst insbe-
sondere, der Überwachungsstelle auf Ersuchen Aus-
künfte zu erteilen und soweit erforderlich Aktenein-
sicht zu gewähren, sofern andere Rechtsvorschriften 
nicht entgegenstehen.“

3.  Nach § 10 werden die folgenden §§ 10a und 10b ein-
gefügt:

 „§ 10a
  Kompetenzzentrum für Barrierefreiheit 
 des Landes Baden-Württemberg

  (1) Das Land unterhält im Geschäftsbereich des So-
zialministeriums ein Kompetenzzentrum für Barriere-
freiheit des Landes Baden-Württemberg (Landeszen-
trum Barrierefreiheit, LZ-BARR). Es soll die gleich-
berechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen durch eine umfassende barriere-
freie Gestaltung der Umwelt verbessern und weiter 
voranbringen.

 (2) Aufgaben des LZ-BARR sind
 1.  die Beratung in den Bereichen Bauen, Verkehr und 

Öffentlicher Personennahverkehr, Informationstech-
nik, Information und Kommunikation (insbeson-
dere leichte und einfache Sprache, Deutsche Ge-
bärdensprache, taktile Gebärdensprache und Lor-
men, Untertitelung, Audiodeskription, Technik, 
Medienalternativen), Nutzung assistiver Technolo-
gien, Erstellung von Aktionsplänen und Zielverein-
barungen,

 2.  die Förderung von Interesse und Bewusstsein für 
das Thema Barrierefreiheit durch wirksame Öffent-
lichkeitsarbeit,

 3.  die Entwicklung und Umsetzung von allgemeinen 
Informations-, Sensibilisierungs- und Schulungsan-
geboten zum Thema Barrierefreiheit und

 4.  das Betreiben einer Webseite auf der insbesondere 
auch Informationen über seine aktuellen Tätigkei-
ten, über allgemeine Entwicklungen im Bereich der 
Barrierefreiheit sowie zu aktuellen Gesetzesvor-
haben auf Ebene des Landes, des Bundes und der 
Europäischen Union sowie Praxishilfen zur Verfü-
gung stehen.

 (3) Das Angebot des LZ-BARR nach 
 1.  Absatz 2 Nummer 1 bis 3 richtet sich an öffent-

liche Stellen im Sinne von § 2, freie gemeinnützige 
Träger mit Sitz und Tätigkeitsschwerpunkt in Ba-
den-Württemberg und Unternehmen, die Einrich-
tungen und Dienste von allgemeinem wirtschaft-
lichen Interesse anbieten und der Öffentlichkeit in 
Baden-Württemberg zur Verfügung stehen oder für 
sie bereitgestellt werden,

 2.  Absatz 2 Nummer 4 richtet sich insbesondere auch 
an die Bürgerinnen und Bürger Baden-Württem-
bergs.

 1.  für den Fall, dass ausnahmsweise keine vollstän-
dige barrierefreie Gestaltung der Webseite oder 
mobilen Anwendung erfolgt ist, die Benennung der 
Teile des Inhalts, die nicht vollständig barrierefrei 
gestaltet sind und die Gründe für die nicht barriere-
freie Gestaltung sowie einen Hinweis auf gegebe-
nenfalls barrierefrei gestaltete Alternativen,

 2.  eine Rückmeldefunktion, die es den Nutzenden er-
möglicht, der betreffenden öffentlichen Stelle jeg-
liche Mängel bei der Einhaltung der Anforderun-
gen nach Absatz 1 mitzuteilen und

 3.  einen Hinweis auf das Schlichtungsverfahren nach 
§ 10b, der die Möglichkeit, ein solches Schlich-
tungsverfahren durchzuführen, erläutert und eine 
Verlinkung der Webseite der Schlichtungsstelle be-
inhaltet.

  Das Sozialministerium und das Innenministerium 
werden ermächtigt, die Einzelheiten zur Erklärung 
zur Barrierefreiheit und zur Rückmeldefunktion durch 
eine gemeinsame Rechtsverordnung zu regeln.

  (4) Bei der Deutschen Rentenversicherung Baden-
Württemberg wird eine Überwachungsstelle des Lan-
des für mediale Barrierefreiheit eingerichtet. Die Über-
wachungsstelle hat 

 1.  in regelmäßigen Abständen zu prüfen und zu über-
wachen, ob und inwieweit Webseiten und mobile 
Anwendungen öffentlicher Stellen im Sinne von  
§ 2 die Anforderungen nach Absatz 1 bis 3 erfül-
len,

 2.  die öffentlichen Stellen im Sinne von § 2 über 
Mängel, die die Überwachungsstelle im Rahmen 
ihrer Tätigkeit festgestellt hat, innerhalb einer an-
gemessenen Frist zu informieren,

 3.  Hinweise und Anregungen zur Behebung der Män-
gel nach Nummer 2 und für eine Verbesserung der 
Barrierefreiheit der geprüften Webseite oder mobi-
len Anwendung zu übermitteln, wobei sie eine an-
gemessene Frist zur Beseitigung der festgestellten 
Mängel setzen kann,

 4.  die öffentlichen Stellen im Sinne von § 2 anlässlich 
der jeweiligen Prüfergebnisse zu beraten, 

 5.  die Webseite oder mobile Anwendung einer öf-
fentlichen Stelle im Sinne von § 2 bei Bedarf ab 
einem Zeitraum von sechs Monaten nach Übersen-
dung des Prüfergebnisses oder einer Beratung einer 
Nachprüfung zu unterziehen,

 6.  in regelmäßigen Abständen die Ergebnisse in 
einem Bericht an das Land festzuhalten und

 7.  mit der Überwachungsstelle des Bundes und den 
Überwachungsstellen der Länder zusammenzuar-
beiten.

  Die Überwachungsstelle untersteht der Rechts- und 
Fachaufsicht des Sozialministeriums. Das Sozialmi-
nisterium und das Innenministerium werden ermäch-
tigt, die Einzelheiten des Überwachungsverfahrens 
und der Berichterstattung durch eine gemeinsame 
Rechtsverordnung zu regeln.
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  (4) Der Schlichtungsantrag kann in Textform oder zur 
Niederschrift bei der Schlichtungsstelle gestellt wer-
den. Die Schlichtungsstelle stellt ein barrierefreies 
Antragsformular auf ihrer Webseite zur Verfügung, 
das zur Antragstellung genutzt werden kann. Der 
Schlichtungsantrag muss eine Schilderung des Sach-
verhalts, das verfolgte Ziel, den Vor- und Nachnamen 
und die Anschrift der antragstellenden Person sowie 
die Bezeichnung der beteiligten öffentlichen Stellen 
im Sinne von § 2 enthalten. 

  (5) Die Schlichtungsstelle übermittelt der öffentlichen 
Stelle im Sinne von § 2 eine Abschrift des Schlich-
tungsantrags und gibt ihr die Möglichkeit, binnen 
einer Frist von einem Monat ab Eingang der Abschrift 
Stellung zu nehmen. Nimmt die öffentliche Stelle im 
Sinne von § 2 Stellung, leitet das LZ-BARR die Stel-
lungnahme der antragstellenden Person zu und gibt ihr 
die Möglichkeit, sich innerhalb einer Frist von einem 
Monat zu äußern. Äußert sich die öffentliche Stelle 
im Sinne von § 2 nicht, informiert das LZ-BARR die 
antragstellende Person durch eine Mitteilung in Text-
form über die erfolglose Durchführung der Schlich-
tung.

  (6) Die Schlichtungsstelle bestimmt den weiteren 
Gang des Verfahrens nach freiem Ermessen unter 
Beachtung der Grundsätze der Unparteilichkeit und 
Billigkeit. Hierzu kann sie die Beteiligten zu einem 
Schlichtungstermin einladen und den Sachverhalt mit 
ihnen mündlich erörtern.

  (7) Die Schlichtungsstelle unterbreitet den Beteiligten 
einen begründeten und angemessenen Vorschlag zur 
Beilegung der Streitigkeit (Schlichtungsvorschlag), 
der auf dem sich aus dem Schlichtungsverfahren er-
gebenden Sachverhalt beruht und am geltenden Recht 
ausgerichtet sein muss. Der Schlichtungsvorschlag 
und die Begründung werden den Beteiligten in Text-
form übermittelt. Die Schlichtungsstelle setzt den 
Beteiligten eine angemessene Frist zur Annahme des 
Schlichtungsvorschlags, die einen Monat ab Bekannt-
gabe nicht überschreiten soll. Sie unterrichtet die Be-
teiligten mit der Unterbreitung des Schlichtungsvor-
schlags über die rechtlichen Folgen einer Annahme 
und darüber, dass der Schlichtungsvorschlag nicht 
dem Ergebnis eines gerichtlichen Verfahrens ent-
sprechen muss. Sie weist auf die Möglichkeit hin, den 
Schlichtungsvorschlag nicht anzunehmen und den 
Rechtsweg zu beschreiten. Die Annahme des Schlich-
tungsvorschlags ist gegenüber der Schlichtungsstelle 
in Schriftform zu erklären.

  (8) Das Schlichtungsverfahren endet, wenn die Betei-
ligten den Schlichtungsvorschlag nach Absatz 7 ange-
nommen haben, zwischen den Beteiligten auf eine an-
dere Weise eine Einigung zu Stande kam, der Schlich-
tungsantrag nach Absatz 2 Satz 3 zurückgenommen 
oder festgestellt wurde, dass eine gütliche Einigung 
nicht möglich ist. Wird der Schlichtungsvorschlag an-
genommen, übermittelt die Schlichtungsstelle den Be-
teiligten jeweils eine Ausfertigung des von ihnen an-
genommen Schlichtungsvorschlags oder der zwischen 
ihnen erzielten Vereinbarung in Textform und teilt 
ihnen mit, dass das Schlichtungsverfahren beendet 

  (4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und  
besonderer Kategorien personenbezogener Daten durch 
das LZ-BARR ist nur zulässig, wenn dies zur Erfül-
lung der Aufgaben nach Absatz 2 erforderlich ist. Im 
Übrigen findet das Landesdatenschutzgesetz (LDSG) 
Anwendung. Das LZ-BARR sieht angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen 
der betroffenen Personen nach § 3 LDSG vor.

  (5) Näheres zur Organisation des LZ-BARR regelt das 
Sozialministerium durch Verwaltungsvorschrift.

 § 10b
 Schlichtungsstelle

  (1) Beim LZ-BARR wird eine Schlichtungsstelle 
eingerichtet. Ziel der Schlichtung ist die außerge-
richtliche einvernehmliche Beilegung von Streitig-
keiten im Einzelfall zwischen Menschen mit Behin-
derungen und öffentlichen Stellen im Sinne von § 2. 
Die Schlichtungsstelle ist unabhängig, handelt un-
par teiisch und ermöglicht eine barrierefreie Kommu-
nikation. Die schlichtende Person und die weiteren in 
die Schlichtung eingebundenen Personen sind zur 
Verschwiegenheit verpflichtet, soweit durch Rechts-
vorschrift nichts anderes geregelt ist. Die Pflicht nach 
Satz 4 bezieht sich auf alles, was ihnen in Ausübung 
der Schlichtungstätigkeit bekannt geworden ist.

  (2) Bei der Schlichtungsstelle nach Absatz 1 kann bei 
einer behaupteten Verletzung folgender Rechte durch 
eine öffentliche Stelle im Sinne von § 2 ein Antrag auf 
Einleitung eines Schlichtungsverfahrens gestellt wer-
den: 

 1.  die Verpflichtung zur Herstellung von Barrierefrei-
heit bei Bauvorhaben der öffentlichen Hand und im 
öffentlichen Personenverkehr nach § 7,

 2.  das Recht auf Kommunikation in der Gebärden-
sprache oder mit anderen Kommunikationshilfen 
nach § 8 Absatz 3,

 3.  die Verpflichtung zur Herstellung von Barrierefrei-
heit bei der Ausgestaltung des Schriftverkehrs nach 
§ 9 oder

 4.  die Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung 
medialer Angebote nach § 10 Absatz 1 bis 3.

  Sofern der Sachverhalt die barrierefreie Gestaltung 
medialer Angebote nach § 10 Absatz 1 bis 3 betrifft, 
hat die antragstellende Person schlüssig darzulegen, 
dass über die Rückmeldefunktion nach § 10 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 keine Abhilfe erzielt werden konn-
te. Der Schlichtungsantrag kann jederzeit ohne Be-
gründung zurückgenommen werden.

  (3) Antragsberechtigt sind Menschen mit Behinderun-
gen mit Wohnsitz in Baden-Württemberg, kommunale 
Behindertenbeauftragte nach § 15 Absatz 1 und nach 
§ 15 Absatz 3 BGG anerkannte Verbände oder deren 
baden-württembergische Landesverbände, wenn sie 
durch den gegenständlichen Sachverhalt in ihrem sat-
zungsgemäßen Aufgabenbereich berührt sind.
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3. § 11 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
 a)  In Nummer 5 wird das Wort „Beschäftigen“ durch 

die Wörter „Beschäftigten, aufgeschlüsselt nach 
Funktionsbereich (Hauswirtschaft, soziale Betreu-
ung und Pflege) sowie Qualifikationsniveau (Fach-
kräfte, sonstige Kräfte)“ ersetzt.

 b)  In Nummer 8 wird die Angabe „§ 75 Absatz 3 
SGB XII“ durch die Angabe „§ 123 Absatz 1 
SGB IX“ ersetzt. 

4.  In § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird das Wort 
„Pflegestufe“ durch das Wort „Pflegegrad“ ersetzt.

5. § 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 a)  In Satz 1 wird nach der Angabe „§ 75 Absatz 3 

SGB XII“ die Angabe „oder § 123 Absatz 1 SGB IX“ 
eingefügt. 

 b)  In Satz 2 wird die Angabe „75 Absatz 3 SGB XII“ 
durch die Angabe „§ 125 Absatz 1 Nummer 2 
SGB IX“ und das Wort „Sozialhilfe“ durch das 
Wort „Eingliederungshilfe“ ersetzt. 

 c)  In Satz 3 wird das Wort „Sozialhilfe“ durch das 
Wort „Eingliederungshilfe“ ersetzt. 

6. § 25 wird wie folgt geändert: 
 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Trä-

gern der Sozialhilfe“ die Wörter „und der Eingliede-
rungshilfe“ eingefügt.

 b)   In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „Trä-
ger der Sozialhilfe“ die Wörter „und der Eingliede-
rungshilfe“ eingefügt. 

 c)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „nach die-
sem Gesetz zuständige Behörde“ durch die Wörter 
„oberste Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

7. § 28 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
  „Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses 

Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nichts ande-
res bestimmt ist, ist die untere Aufsichtsbehörde sach-
lich zuständig.“

8. § 31 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 31
 Befreiungen, Erprobungsregelungen

  (1) Die zuständige Behörde kann in begründeten Ein-
zelfällen aus wichtigem Grund auf Antrag eines Trä-
gers oder eines Anbieters Befreiungen von einzelnen 
Anforderungen dieses Gesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erteilen, 
wenn dies geboten erscheint und hierdurch der Zweck 
des Gesetzes nach § 1 nicht gefährdet wird. Befreiun-
gen nach Satz 1 können insbesondere erteilt werden zur 
Erprobung von Betreuungs- oder Wohnformen. Befrei-
ungen nach Satz 1 zur Erprobung der Versorgungsform 
einer ambulant betreuten Hausgemeinschaft können er-
teilt werden, wenn 

ist. Konnte zwischen den Beteiligten keine gütliche 
Einigung erzielt werden, teilt die Schlichtungsstelle 
der antragstellenden Person in Textform mit, dass das 
Schlichtungsverfahren beendet ist.

  (9) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten durch 
die Schlichtungsstelle ist nur zulässig, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 bis 8 erforder-
lich ist. Im Übrigen findet das Landesdatenschutzgesetz 
Anwendung.

  (10) Näheres zur Organisation der Schlichtungsstelle 
regelt das Sozialministerium durch Verwaltungsvor-
schrift.“

4.  In § 12 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 13 Ab-
satz 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung“ durch die Angabe „§ 15 
Absatz 3 BGG in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

5.  Die Überschrift des Abschnitts 5 wird wie folgt ge-
fasst:

 „Schlussvorschrift“.

6. § 17 wird aufgehoben.

7. Der bisherige § 18 wird § 17.

8. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Änderung des Versorgungsverwaltungsgesetzes

Nach § 2 Absatz 1 des Versorgungsverwaltungsgesetzes 
vom 1. Juli 2004 (GBl. S. 469, 532), das zuletzt durch 
Artikel 71 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 
S. 1210, 1233) geändert worden ist, wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt:

„(1a) Sachlich zuständig im Sinne von §§ 21 bis 24 und 
25 Absatz 2 Satz 4 der Assistenzhundeverordnung vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2436) in der jeweils gel-
tenden Fassung sind die Landratsämter als untere Ver-
waltungsbehörden (Versorgungsämter).“

Artikel 3
Änderung des Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes

Das Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz vom 20. Mai 
2014 (GBl. S. 241) wird wie folgt geändert: 

1.  In § 1 Nummer 9 werden nach den Wörtern „Trägern 
der Sozialhilfe“ die Wörter „und der Eingliederungs-
hilfe“ eingefügt.

2.  In § 10 Absatz 3 Nummer 4 Satz 1 Halbsatz 2 werden 
die Wörter „oder mehr als vier pflegebedürftigen Be-
wohnern“ gestrichen. 
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 1.  nicht mehr als 15 Personen gemeinschaftlich woh-
nen,

 2.  die ambulant betreute Hausgemeinschaft als selb-
ständig wirtschaftende Einheit betrieben wird und 
räumlich nicht mit weiteren Bereichen einer statio-
nären Einrichtung verbunden ist und 

 3.  ein fachlich qualifiziertes Gesamtkonzept vorgelegt 
wird, das darstellt, wie die Versorgung, die Selbst-
bestimmtheit und Privatheit der Bewohner sicherge-
stellt ist. 

  (2) Die Entscheidung der zuständigen Behörde ergeht 
durch schriftlichen Bescheid. Sie ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 und 3 erstmalig auf höchstens vier 
Jahre zu befristen; bei Bewährung soll die Befreiung 
auf Dauer erteilt werden. Die Rechte zur Überprüfung 
nach den §§ 17 und 18 sowie den §§ 21 bis 24 bleiben 
durch die Befreiung unberührt. 

  (3) Der Träger einer stationären Einrichtung oder der 
Anbieter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft 
ist regelmäßig verpflichtet, die Erprobungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 wissenschaftlich evaluieren zu las-
sen.

  (4) Befreiungen nach Absatz 1 Satz 2 und 3 bedürfen 
der Zustimmung der obersten Aufsichtsbehörde.“

9. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.


